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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1969 

III/5 — 65304 — 6227/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 letzter Satz des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Zweite Verordnung 

zur Einschränkung der Begünstigung des § 27 
des Zollgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bun- 
desrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Zweite Verordnung 

zur Einschränkung der Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes 


Auf Grund des § 27 letzter Satz des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
strafrechtlicher Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und anderer Gesetze vom 12. August 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 953), verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 

§ 1 

Die Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes wird 
für alle Waren aufgehoben, die nicht vom Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (Bundesgesetzbl. 1952 II S. 445) 
erfaßt werden. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats 
in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Verord- 
nung zur Einschränkung der Begünstigung des § 27 
des Zollgesetzes für den Luftfahrzeugbau vom 
4. April 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 251) außer Kraft. 
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Begründung 


Durch die Verordnung zur Einsciiränkung der 
Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes für den Luft- 
fahrzeugbau vom 4. April 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 251) war die Zollbegünstigung des § 27 ZG für 
Waren aufgehoben worden, die zum Ausbessem 
von Luftfahrzeugen mit einem Leergewicht von 
mehr als 15 000 kg verwendet werden, da insoweit 
entsprechende tarifliche Vergünstigungen auf Grund 
von Entscheidungen des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften bestanden. Am 18. Juni 1968 hat der 
Rat weitere Entscheidungen über die Zollbegünsti- 
gung von Waren getroffen, die zum Bau, zum Um- 
bau, zum Ausbessem oder zum Ausrüsten von 
Schiffen oder Luftfahrzeugen verwendet werden 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1968 
Nr. L 141 S. 2 bis 11). Die Regelungen dieser Ent- 
scheidungen sind in den Gemeinsamen Zolltarif 
übernommen worden, der auf Gmnd einer Verord- 
nung des Rates seit 1. Juli 1968 gilt (Amtsblatt 1968 
Nr. L 172 S. 1). Damit ist die Frage der Zollbegünsti- 
gung für alle Fälle des § 27 ZG durch die Euro- 
päischen Gemeinschaften abschließend auf tarif- 
lichem Wege geregelt worden, soweit es sich um 
Waren handelt, die unter den Gemeinsamen Zoll- 


tarif fallen. Die Begünstigung des § 27 ZG muß 
deshalb insoweit eingeschränkt wercien. 

Im Ergebnis bleiben also die Zollbegünstigungen 
für den Bau usw. von Wasserfahrzeugen für die 
Seeschiffahrt, von Kriegsschiffen und Schleppern 
weiterhin aufrecht erhalten, und zwar für Waren, 
die unter den Gemeinsamen Zolltarif fallen, auf 
Grund der Regelung in Titel II A der Einführenden 
Vorschriften dieses Tarifs, und für Waren, die unter 
den EGKS-Vertrag fallen, auf Grund der insoweit 
unveränderten Bestimmung des § 27 ZG. Der Bau 
usw. von Luftfahrzeugen wird für Waren des 
Gemeinsamen Zolltarifs nur noch in einigen bestimm- 
ten Fällen auf Grund der Bestimmungen dieses 
Tarifs und für EGKS- Waren weiterhin auf Grund 
des § 27 ZG begünstigt. Die Begünstigung des Baues 
usw. von Wasserfahrzeugen für die Binnenschiff- 
fahrt entfällt völlig für Waren des Gemeinsamen 
Zolltarifs, bleibt aber für EGKS-Waren auf Grund 
des insoweit unveränderten § 27 ZG bestehen. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung ist 
so gewählt worden, daß Verwendern und Verwal- 
tung ausreichend Zeit bleibt, sich auf die neuen Ver- 
hältnisse umzustellen. 
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